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Fusionen sind kein Wundermittel
Zwei Gastautoren beurteilen den regierungsrätlichen Vorschlag zu den Gemeindestrukturen skeptisch und zeigen Alternativen auf.

Benjamin Schindler und Patrik Louis

Der Vorschlag der Regierung, die 20
Ausserrhoder Gemeinden zu vier
Grossgemeinden zu fusionieren, wird
von den Parteispitzen in einer ersten
Reaktion als «mutig», «elegant» und
«innovativ» bezeichnet. In der Tat ist
es zubegrüssen,dassdieRegierungmit
ihrem Vorschlag der schon lange an-
dauernden Debatte über die Gemein-
destrukturreform neuen Schub ver-
leiht. Die Gefahr besteht aber, dass
man sich voreilig in eine emotional ge-
führteundwenigergiebigeDebattepro
und kontra Gemeindefusionen begibt
unddabeidenübergeordnetenBlick für
die verfolgten Ziele verliert. Gemein-
defusionenkönnen ineinzelnenFällen
zur Problemlösung beitragen, sie sind
aber kein Wundermittel, mit dem sich
ineinemAufwischalleProbleme lösen
liessen. Bevor sich der Kanton nun
daran macht, die historisch gewachse-
nenund invielenBereichenbewährten
Gemeindestrukturenvölligumzukrem-
peln, sollten wir uns darüber Klarheit
verschaffen,welcheZielewirmit einer
so tiefgreifenden Reform erreichen
wollen.

In der bisherigen Debatte über die
Gemeindefusionen fällt auf, dass nur
selten über die konkreten Defizite und
Verbesserungsmöglichkeiten bei der
bisherigen Aufgabenwahrnehmung in
den Gemeinden gesprochen wurde.
AuchdieVernehmlassungsvorlagedes
Regierungsrats orientiert sich stark am
formalen Ziel, die Zahl der künftigen
Gemeindenzu reduzieren.Eineaufdie
bestehenden Gemeinden beziehungs-
weise Regionen heruntergebrochene
Problemanalyse fehltweitgehend.Ge-
radebei tiefgreifendenReformideen ist
es aber wichtig zu wissen, wo konkret
welcheDefizitebestehen.Auch sollten
alternative Lösungsansätze mit ihren
Vor- und Nachteilen evaluiert werden.

DerErfolg ist nur
schwermessbar

MitGemeindefusionenwirdoft dieEr-
wartung verbunden, sie führten zu
mehrProfessionalität, tieferenVerwal-
tungskostenundzurStärkungder auto-
nomenAufgabenerfüllung (etwa imBe-
reichderRaumplanung) sowiederpoli-
tischen Partizipation (etwa durch die
Einführung von Gemeindeparlamen-
tenoder grösserenWahlkreisen).Mitt-
lerweile gibt es zahlreiche wissen-
schaftliche Untersuchungen, die die
AuswirkungenvonFusionen imIn-und
Ausland untersucht haben. In diesen
Studien wird immer wieder betont,
dass der Nutzen von Fusionen schwer
messbar ist.Dennmeist ist es imNach-
hineinnichtmöglich, zwischen fusions-
bedingten und anderen Einflüssen zu
unterscheiden.Fusionsgemeindensind
zudem wegen ihres meist erweiterten
Aufgabenspektrumsundder stärker re-
präsentativ-demokratischenAusgestal-
tungnurnochbedingtmitden früheren
Strukturenvergleichbar.Entsprechend
ist Vorsicht geboten bei pauschalen
Aussagen über den Nutzen von Ge-
meindefusionen. Dies gilt gerade für
die Glarner Grossfusion. Die Meinun-
gengehenweit auseinander, obman in
diesem Fall wirklich von einem Erfolg
sprechen kann.

GrössereGemeindensind
leistungsfähiger…

Gerade kleine Gemeinden leiden heu-
tedaran, dass sichnicht genügendPer-
sonen fürdenGemeinderat begeistern
lassen. Auch ist es schwierig, qualifi-
ziertes Personal für zunehmend kom-
plexe Gemeindeaufgaben zu finden.

Die Professionalisierung ist daher si-
cherdas stärksteArgument für eineGe-
meindestrukturreform.VieleUntersu-
chungen und Erfahrungen in anderen
Kantonen machen deutlich, dass Ge-
meindefusionen tatsächlich zu mehr
Professionalität und verbesserter
Dienstleistungsqualität führen.

…aber nicht unbedingt
günstiger

Bei den Kosten ist das Bild hingegen
nichtmehr soklar,worauf auchderRe-
gierungsrat in seinerVernehmlassungs-
vorlagehinweist.MöglicheSparpoten-
zialewerdenmeist nicht ausgeschöpft,
da sie zu einempolitisch kaumvertret-
baren Leistungsabbau führen, etwa
wennSchulenoderSchwimmbäderge-
schlossenwerden.Zwar sindbei fusio-
niertenGemeindendie reinenVerwal-
tungskostenproKopfaufgrunddesSka-
leneffekts meist tiefer.

Bei denGesamtkostender öffentli-
chenAusgaben siehtdasBildhingegen
anders aus.HierhabenkleineGemein-
denhäufig sogar tiefereGesamtausga-
ben pro Kopf, da sie ein geringeres

Dienstleistungsangebot haben. Dies
musskeinArgumentgegenGemeinde-
fusionen sein, denn mit dem tieferen
Dienstleistungsangebot gehen in klei-
neren Gemeinden häufig Strukturpro-
bleme einher, die einen Fusionsdruck
überhaupt erst erzeugen.Damit unter-
schiedlich starke Gemeinden mitein-
ander fusionieren, sind denn auch
meist bedeutende finanzielle Aus-
gleichszahlungenbeziehungsweiseAn-
schubfinanzierungendurchdenKanton
nötig (beispielsweise zur Angleichung
der Steuerbelastung).Dabei ist es aber
noch nicht sichergestellt, dass sich die
Strukturunterschiede innerhalb der
neuen Gemeinde langfristig wirklich
angleichen.

Identitätsverlust
alsSchattenseite

Professionalisierunghat aber auch ihre
Schattenseiten. Sie führt notwendiger-
weise zu mehr Distanz, Anonymität
undeinemAusbauderBürokratie.Der
Stellenwert von Milizarbeit nimmt
ebenfalls ab.Die Standardisierungvon
Verwaltungsaufgaben beziehungswei-

sedieAuslagerungdieserVerwaltungs-
strukturen ausserhalb des eigenen
Wohnorts können einen Verlust von
Bürgernähe und Identität darstellen.
Auch die Ausweitung der politischen
Entscheidungsstrukturenaufeinegrös-
sere Gebietsfläche beziehungsweise
Einwohnerzahl kannals eineBeschnei-
dungderMitbestimmungdirektvorOrt
wahrgenommen werden und die Ak-
zeptanz der zentral getroffenen Ent-
scheide mindern. Generell lässt sich
feststellen, dass esbeiGemeindefusio-
nen gerade im Bereich der politischen
Partizipationund Identität keineswegs
automatisch zu Verbesserungen
kommt, eher dasGegenteil ist der Fall.
DiesmachendieErfahrungen imKan-
ton Glarus deutlich.

Verlustängste
ernst nehmen

Eine Erklärung für die tendenzielle
Abnahmeder politischenPartizipation
und Identität nachGemeindefusionen
könnte sein, dass dieser Aspekt in frü-
heren Fusionsprozessen häufig ver-
nachlässigt und als sogenannter «wei-

cher» oder «emotionaler» Faktor ab-
getan wurde. Auch der Regierungsrat
schenkt diesem Punkt zu wenig Auf-
merksamkeit. So hält er fest, es gehe
ihmnicht darum, «Dörfer zusammen-
zulegen», sondern in erster Linie dar-
um, die Verwaltungen zusammenzu-
legen. Die dörflichen Strukturen mit
ihren Identitäten würden erhalten
bleiben. Doch lassen sich Dörfer von
der lokalen Selbstverwaltung und
Selbstregierung ohneVerluste einfach
trennen?

In Ausserrhoden sind die Gemein-
denmehrheitlichausden reformierten
Kirchgemeinden (Kirchhöri) herausge-
wachsen und waren immer vom Ge-
dankenderSelbstbestimmunggeprägt.
Zuerst inkirchlichenAngelegenheiten,
dannauch inpolitischenDingen.Dazu
gehört, dass Entscheide dort gefällt
werden,wodieBetroffenheit amgröss-
ten ist. Ob es im Dorf einen neuen
Mehrzwecksaal, einSchwimmbadoder
eineTurnhallebraucht, soll daher auch
im Dorf entschieden werden. Verzich-
tet beispielsweise eine fusionierte
GrossgemeindeaufdieErneuerungder
örtlichen Turnhalle, würde dies auch
die bisherige Vereinskultur und damit
das Leben im Dorf verändern.

AlternativeHandlungsansätze
ergebnisoffenprüfen

EinFusionsprozess,dernachallen«Re-
gelnderKunst»durchgeführtwirdund
nicht nur die Professionalisierung der
Verwaltung, sondernauchdieStruktur-
verbesserungwirtschaftlich schwäche-
rer Regionen sowie die Stärkung der
politischen Partizipation zum Ziel hat,
bietet zwar Chancen. Er ist allerdings
mit einem erheblichen Aufwand und
beträchtlichen Kosten sowie Risiken
verbunden. Man sollte sich daher im-
mer die Frage stellen, ob es nicht ziel-
gerichtetereMöglichkeitengibt zurBe-
hebung der festgestellten Defizite. Ein
mögliches Beispiel wäre der kantons-
weiteAusbauvonAngebotender fami-
lienergänzendenBetreuung.Dasdürf-
te in strukturschwachen Gemeinden
nicht nur die Vereinbarkeit zwischen
Beruf und Familie nachhaltig verbes-
sern, sondern wesentlich rascher zu
Standortvorteilen, höheren Steuerein-
nahmensowieEinsparungen imSozial-
bereich führen, als esmitGemeindefu-
sionen allenfalls langfristig der Fall
wäre.EbensokönntenkantonaleMass-
nahmen zur Stärkung der gemeinde-
übergreifenden Identität auchohneun-
mittelbaren Bezug zu Gemeindefusio-
nen sinnvoll sein und zumindest
indirekt die Chancen für künftige Ge-
meindezusammenschlüsseverbessern.
Mit der Förderung der regionalen Me-
dienvielfalt könntederKantonetwadie
Herausbildung eines Bewusstseins für
überkommunale ThemenundZusam-
menhänge innerhalb des Kantons
unterstützen. Eine solche – aufgrund
der gegenwärtigen Medienkrise ohne-
hinnötige – Investitionwärewesentlich
nachhaltiger alsder verbreiteteAnsatz,
mit strategisch motivierten PR-Mass-
nahmen bereits angelaufene Fusions-
prozesse zu unterstützen.

Fazit
Seit 1749 kennt der Kanton Appenzell
Ausserrhoden 20 Gemeinden. Dabei
muss es keineswegs für immer bleiben.
Bevor aber eine Reduktion auf nur noch
vier Gemeinden beschlossen oder
grosszügig Steuergelder für die Förde-
rung von Gemeindefusionen bereitge-
stellt werden, sollten wir uns darüber
klar werden, was wir damit erreichen
wollen und welchen Preis wir bereit sind,
hierfür zu bezahlen.

Gemäss einer Idee der Regierung soll Ausserrhoden künftig nur noch aus vier Gemeinden bestehen. Bild: Ralph Ribi
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